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Ein Wissenschaftlerteam der Universitäten Freiburg, Stuttgart 
und der LMU München – bestehend aus Prof. Uwe Wagschal 
und Dr. Sebastian Jäckle (beide Universität Freiburg), PD Dr. 
Eva-Maria Trüdinger (LMU München), PD Dr. Achim Hilde-
brandt (Universität Stuttgart) – hat im Zeitraum vom 7. bis zum 
17. Mai über 7 800 Personen zu ihren Erfahrungen und Einstel-
lungen in der Corona-Pandemie online befragt. 

Ein erster Befund zeigt ein wenig überraschendes Ergebnis: 
Nahezu jeder Deutsche ist von der Pandemie in gewisser Wei-
se betroffen. Nur fünf Prozent der Befragten sehen sich durch 
die Einschränkungen und Maßnahmen nicht beeinflusst. Da-
gegen fühlt sich jeder dritte Befragte stark oder sogar sehr 
stark belastet. Insgesamt fühlen sich Frauen durch die Krise 
stärker belastet als Männer. Jüngere und ältere Menschen 
fühlen sich durch die Pandemie aber weniger belastet als 
 Personen zwischen 30 und 60 Jahren.

Jedoch fällt die gefühlte Belastung in einzelnen Regionen 
Deutschlands sehr unterschiedlich aus, wie der Karte zu ent-
nehme ist. 

Im Vergleich zu den offiziellen Fallzahlen des Robert-Koch-In-
stituts (RKI) zeigt sich kein sonderlich starker Zusammenhang 
zwischen den Infiziertenzahlen und der gefühlten Belastung, 
besonders die Menschen in Norddeutschland sind entspann-
ter. Aber auch in den am stärksten betroffenen Gebieten in 
Bayern und Baden-Württemberg fühlen sich die Befragten 
eher weniger stark belastet.

Bevölkerung fühlt sich stark durch 
 Corona belastet und eingeschränkt
Umfrage zur Corona-Pandemie: Mehrheit ist für die Einführung einer Vermögensabgabe für Reiche

Quellen: Infiziertenfallzahlen: https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Fallzahlen.html 
Kartendaten: © GeoBasis-DE / BKG (2020), N = 7155, gewichtet nach Alter, geschlecht, Ost-West und Sonntags-
frage.

Regionale Einstellung  
zur Belastung durch Corona
Covid-19 Fälle / 100.000 Einwohner 
am 13.05.2020 (Quelle: RKI)

Anteil der Befragten, die sich stark, 
oder sehr stark belastet durch die 
Corona-Pandemie fühlen
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Neben der gefühlten Belastung gibt es auch 
Angst vor Beeinträchtigungen. Am stärksten ist 
die Furcht vor eigener Krankheit oder bei nahe-
stehenden Personen: Für knapp 40 Prozent der 
Befragten ist dies die größte Angst. Große Angst 
haben die Befragten auch vor einem Einbruch 
der Wirtschaft sowie vor der Einschränkung ihrer 

Lebensgewohnheiten. Deutlich weniger Angst 
haben die Befragten dagegen vor Vereinsamung 
und eigener Arbeitslosigkeit. Offensichtlich wird 
die Gefahr eigener Arbeitslosigkeit weniger dra-
matisch eingeschätzt als die gesamtwirtschaft-
lichen Folgewirkungen.

Wovor haben Sie am meisten Angst?
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Für diese Grafik wurde der Mittelwert berechnet aus den Rangplätzen, die die Befragten den Auswirkungen 
 zugewiesen haben (Platz 1: größte Angst, Platz 6: geringste Angst). N = 6305; 6874; 6530; 5884; 5095; 4579; 
gewichtet nach Alter, Geschlecht, Ost-West.
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Insgesamt gibt es jedoch ein hohes Vertrauen in die Gesundheits-
maßnahmen des Bundes und der Länder: über 60 Prozent der 
Befragten halten diese für geeignet, um die gesundheitlichen Fol-
gen der Pandemie in den Griff zu bekommen. Deutlich skeptischer 
sind die Befragten hinsichtlich der Frage, ob die Maßnahmen ge-
eignet sind, die wirtschaftlichen Folgen der Pandemie in den Griff 
zu bekommen. Hier sind nur knapp 35 Prozent der Befragten von 
den Regierungsmaßnahmen überzeugt.
Wie soll die Corona-Krise aber wirtschaftlich und finanziell bewäl-
tigt werden? Eine Mehrheit der Befragten hat eine klare Vorstellung 
davon, wer für die Kosten der Pandemie aufkommen soll. 
51 Prozent der Befragten halten eine Vermögensabgabe für Rei-
che für sehr sinnvoll, weitere 30 Prozent halten sie für teilweise 

sinnvoll. Dagegen halten nur knapp 3 Prozent generelle Steuerer-
höhungen für sehr sinnvoll bzw. 29 Prozent für teilweise sinnvoll. 
Auch die Wiedereinführung des Solidaritätszuschlags für alle findet 
nur wenig Anklang: gerade einmal rund 15 Prozent der Befragten 
erachten diese Option für sehr sinnvoll. Wenig Gegenliebe findet 
der Verkauf des staatlichen „Tafelsilbers“, wie Gold- und Devisen-
reserven. Deutschland besitzt immerhin nach den USA die zweit-
größten Goldreserven weltweit. Nachdem letzte Woche der Gold-
preis auf Eurobasis einen Rekordpreis von über 1610 Euro pro 
Unze erreicht hat, liegt der Wert des deutschen Goldschatzes bei 
über 173,5 Milliarden Euro. Aber nur knapp 11 Prozent der Befrag-
ten sehen hierin eine Möglichkeit die finanziellen Folgen der Coro-
na-Krise zu bekämpfen.
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Hohes Vertrauen in getroffene  Maßnahmen

Bewertung von 
ökonomischen 
Maßnahmen 
(% sehr sinnvoll)

FRAGE: Welche Maßnahmen halten Sie 
für sinnvoll, um die wirtschaftlichen Fol-
gen der Corona-Pandemie in Deutsch-
land zu bekämpfen? 

ANWORTMÖGLICHKEITEN: nicht sinn-
voll, teilweise sinnvoll, sehr sinnvoll. 
(N = 7522-7682)
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Insgesamt hält eine deutliche Mehrheit der Befragten 
die staatlichen Maßnahmen zur Bekämpfung des Virus 
nicht für übertrieben (59,9 Prozent). Deutliche Unter-
schiede zeigen sich aber zwischen den Anhängern der 
Parteien. In Abbildung 4 wurden die Befragten, die die 
Maßnahmen für übertrieben halten, getrennt betrachtet 
nach ihren Antworten auf die Sonntagsfrage „Wenn am 
Sonntag Bundestagswahl wäre, wen würden Sie dann 
mit Ihrer Zweitstimme wählen?“ 

Mehr als die Hälfte der FDP-Anhänger und fast drei 
Viertel der AfD-Anhänger halten die Maßnahmen für 
übertrieben, aber weniger als 15 % der Anhänger von 
CDU/CSU, Grünen und SPD. Auch die Anhänger an-
derer Parteien finden die Maßnahmen eher übertrie-
ben, darunter viele Anhänger der neuen Gruppierung 
„Widerstand 2020“.
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Ich halte die 
 Maßnahmen  
für übertrieben 
(% Zustimmung)

FRAGE: Staatliche Stellen in Deutschland haben 
im Zuge der Corona-Pandemie eine Vielzahl von 
Maßnahmen getroffen, über die man unterschied-
licher Meinung sein kann. Was denken Sie da-
rüber? „Ich halte die Maßnahmen für übertrieben“. 
(N = 7651)

Beim Blick auf einzelne Maßnahmen (zum Teil in Kraft, 
zum Teil wurden diese nur diskutiert) zeigt sich, dass 
nicht alle gleichermaßen von den Befragten positiv ge-
sehen werden – insgesamt werden die Maßnahmen 
sehr differenziert betrachtet. Eine große Zustimmung 
findet sich bei den Schutzmaßnahmen, wie der Erhö-

hung der sozialen Distanz, etwa der Abriegelung be-
troffener Gemeinden oder der Grenzschließung. Kriti-
scher werden Maßnahmen der elektronischen Über-
wachung von Telekommunikationsdaten oder die Ein-
schränkung parlamentarischer Rechte gesehen.
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Besonders betroffene Gemeinden abriegeln

Die Grenzen zur Ein- und Ausreise schließen

Gottesdienste und religiöse Feiern verbieten

Schulen und Kindergärten schließen

Kontaktsperren außerhalb des eigenen Haushaltes verordnen

Geschäfte schließen, die keine Waren des täglichen Bedarfs
anbieten

Die Telekommunikationsdaten aller Bürgerinnen und Bürger
nutzen, um Infektionswege nachzuverfolgen

Allen, die die Krankheit überstanden haben, einen
Immunitätsausweis ausstellen, damit diese keine…

Der Regierung das Recht einräumen, Gesetze zu beschließen
ohne das Parlament zu fragen

Aktuelle Demonstrationen gegen die Corona-Maßnahmen 
könnten auch auf ein schwindendes Medienvertrauen hin-
deuten. Auf die Frage „Inwiefern halten Sie die folgenden 
Informationsquellen in Bezug auf die Corona-Berichterstat-
tung für vertrauenswürdig?“ zeigen sich deutliche Unter-
schiede zwischen den Anhängern der einzelnen Parteien. 
In Bezug auf die Corona-Berichterstattung vertrauen die 
Anhänger der CDU/CSU, der SPD und der Grünen stark 
offiziellen Webseiten sowie den etablierten, öffent-
lich-rechtlichen Medien und Zeitungen. Die Anhänger der 
Linken und insbesondere der FDP weisen hier durchweg 
ein geringeres Vertrauen auf. 

AfD-Anhänger und die Anhänger anderer Parteien (darun-
ter auch Befragte, die als Wahlpräferenz „Widerstand 
2020“ angegeben haben) weichen deutlich vom Rest der 
Bevölkerung ab. Sie halten sämtliche Informationsquellen 
im Durchschnitt für eher nicht vertrauenswürdig, und die 
beiden Informationsquellen, denen von ihnen noch am 
ehesten vertraut wird (Internet-Blogs und Youtube sowie 
Soziale Netzwerke) sind gerade diejenigen, denen die rest-
liche Bevölkerung am wenigsten Vertrauen entgegenbringt.

Zustimmung  
zu Maßnahmen  
der Regierung 

FRAGE: Welche der folgenden Maßnah-
men sollten staatliche Stellen Ihrer Meinung 
nach anwenden dürfen, um die Coro-
na-Pandemie zu bekämpfen?  
(N = 7666)


